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7. Wahlperiode iQ 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

zur Beratung des Berichts und Antrags des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Bundesregierung betr. zusätzliche Bundesausgaben 
zur Förderung der Konjunktur (§ 6 Abs. 2 StWG) 

- Drucksachen 7/2978, 7/3008 - 

zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Förderung von Investitionen 
und Beschäftigung 

- Drucksachen 7/2979, 7/3010 - 

zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Investitionszulagengesetzes 

- Drucksachen 7/2980, 7/3011 - 

zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über Investitionszuschüsse 
für Mietwohnungen, Genossenschaftswohnungen und Wohnheime im sozialen 
Wohnungsbau 

- Drucksachen 7/2981 , 7/3006 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag ist tief besorgt über die ernste Lage der Wirt- 
schaft und auf dem Arbeitsmarkt. Arbeitslosigkeit und Kurz- 
arbeit wachsen alarmierend an. Die Zahl der Unternehmens- 
zusammenbrüche steigt unvermindert. Die Lage der Staats- 
finanzen spitzt sich dramatisch zu. Die inflationäre Entwick- 
lung ist ungebrochen. 

2. Der Bundestag rügt aufs schärfste, daß die Behandlung des 
Konjunkturprogramms durch die Bundesregierung dem Ge- 
setzgeber keine ausreichende Zeit gegeben hat, die Vor- 
schläge eingehend zu prüfen. Nachdem die Bundesregierung 
monatelang dieses Zehnmilliarden-DM-Programm erörtert 
hat, standen für die Beratungen in den zuständigen Bundes- 
tagsausschüssen nur wenige Stunden zur Verfügung. 

3. Der Bundestag beanstandet, daß die Bundesregierung ent- 
gegen ihrer Verpflichtung zu den Gesetzesvorlagen keine 
Kostenangaben gemacht hat. Er stellt fest, daß außerdem 
die vorgeschriebenen Deckungsvorschläge fehlen. Allein die 
Dringlichkeit der Maßnahmen hat den Bundestag davon ab- 
gehalten, wegen dieser und anderer schwerwiegender recht- 
licher Mängel die Vorlagen scheitern zu lassen. 

4. Der Bundestag befürchtet, daß das Programm falsch ange- 
legt ist und deshalb nicht ausreicht, die Investitionen dauer- 
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haft zu beleben, um damit einen wirtschaftlichen Wiederauf- 
schwung einzuleiten. Die tiefer liegenden Ursachen für die 
derzeitigen Schwierigkeiten werden nicht ausgeräumt. We- 
der werden die Ertragsaussichten nachhaltig verbessert, 
noch wird der Kostendruck vermindert. Beide Voraussetzun- 
gen schaffen für die Wirtschaft erst die Möglichkeit, Arbeits- 
plätze zu sichern oder neu zu schaffen. 

5. Die Gewährung der Investitionszulage ohne Begrenzung 
nach oben wird dazu beitragen, daß Milliarden von Steuer- 
geldern ohne entsprechende konjunkturpolitische Auswir- 
kung ausgegeben werden. Es wäre besser gewesen, durch 
eine Begrenzung der Investitionszulagen Steuermittel einzu- 
sparen, um die mittelständischen Unternehmen wesentlich 
stärker fördern zu können. Der von einer Zulage von 
7,5 v. H. ausgehende Investitionsimpuls ist für die kleinen 
und mittleren Unternehmen zu schwach. Zum Ausgleich ihrer 
gegenüber der Großwirtschaft ungünstigeren Liquiditäts- 
und Ertragslage wäre ein wesentlich höherer Satz erforder- 
lich gewesen. 

Für diejenigen mittelständischen Unternehmen, die durch 
die seit langem anhaltende Hochzinspolitik sowie den allge- 
meinen Kosten- und Abgabendruck unverschuldet in ihrer 
Existenz unmittelbar bedroht sind, hätten ferner spezielle 
Zinsverbilligungsmaßnahmen vorgesehen werden müssen. 

6. Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, Maßnahmen 
zu ergreifen, die den ständig steigenden Steuer- und Ab- 
gabendruck auf die für die Investitionen notwendigen Er- 
träge dauerhaft vermindern und die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß das Zinsniveau stetig abgebaut werden kann. 

Die Bundesregierung wird weiterhin aufgefordert, zur Wie- 
derherstellung geordneter Staatsfinanzen unverzüglich ein 
an den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen ausgerichteten 
neuen Finanzplan vorzulegen. 


Bonn, den 18. Dezember 1974 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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